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Parlamentarische „Entscheidungen in eigener Sache“ 

Sophie Schönberger1 

Demokratische parlamentarische Entscheidungen beruhen in einer idealtypi-
schen Perspektive darauf, dass das Gemeinwohl durch den deliberativen politi-
schen Prozess herausgearbeitet und verwirklicht wird. Anders als im Bereich der 
Administrative und Judikative soll die Gemeinwohlorientierung hier also gerade 
nicht durch eine Entpolitisierung, sondern umgekehrt durch eine umfassende Po-
litisierung erreicht werden. Aufgrund der Pluralität des Gremiums sollen sich da-
bei die gegenläufigen politischen Interessen ausgleichen und insgesamt zu einem 
gemeinwohlförderlichen Ergebnis führen. 

Dieses Modell der Gemeinwohlfindung im politischen Prozess kommt jedoch an 
seine Grenzen, wenn nicht über allgemeine gesellschaftliche Fragen, sondern spe-
zifisch über die Bedingungen des politischen Systems selbst verhandelt wird. In 
der Regel haben hier alle Beteiligen unabhängig von einer individuellen persönli-
chen Betroffenheit ein strukturell gleichlaufendes Interesse, zugunsten bestimm-
ter Eigeninteressen als politischer Akteure und gegen das Gemeinwohl zu ent-
scheiden. In der wissenschaftlichen Auseinandersetzung werden diese Fallgrup-
pen oft unter dem Stichwort der Entscheidungen des Parlaments in eigener Sache 
diskutiert. 

Dabei können die Interessen der politischen Akteure politisch übergreifend 
gleichlaufend sein, wie das etwa bei der Frage nach der Verkleinerung des Parla-
ments oder einer allgemeinen Erhöhung der Parteienfinanzierung, sie können 
sich gezielt gegen einzelne konkurrierende politische Akteure richten, etwa, in-
dem, wie bei der 5%-Sperrklausel, kleine oder neue Parteien benachteiligt wer-
den oder einzelne Akteure aus der Finanzierung der mit ihnen verbundenen poli-
tischen Stiftungen herausgehalten werden. Sie können aber auch möglicherweise 
politische Konfliktlinien im aktuellen Mehrheitssystem widerspiegeln, wie das in 
den USA seit Jahrzehnten bei der Gestaltung des Wahlrechts beobachtet wird 
und vereinzelt auch für die jüngste Reform des Bundeswahlgesetzes und die da-
mit verbundene „Abschaffung“ der Grundmandatsklausel argumentiert wurde. 

Wie sind solche Konstellationen der „Entscheidung in eigener Sache“ verfas-
sungsrechtlich und politikwissenschaftlich zu analysieren und zu bewerten? Wel-
che Bedeutung haben sie für die Stabilität und Funktionsfähigkeit der Demokra-
tie? Welche Mechanismen können den Konflikt entschärfen? Können aus der 
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Verfassung bestimmte prozedurale Pflichten oder aber die Notwendigkeit der 
Einschaltung unabhängiger Akteure abgeleitet werden. Die vorliegenden Beiträge 
widmen sich diesen Fragen aus rechts- wie politikwissenschaftlicher Sicht und 
loten dabei sowohl grundsätzlich Probleme als auch aktuelle Beispiele (Parteien-
finanzierung, Wahlrecht, Stiftungsfinanzierung) aus. 


